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Beachte 

Abs. 1: Zum Bezugszeitraum vgl. § 669 Abs. 5. 

Text 

Bescheide der Versicherungsträger in Leistungssachen. 

§ 367. (1) Über den Antrag auf Zuerkennung einer Leistung aus der Krankenversicherung oder auf 
Gewährung von Unfallheilbehandlung, von Familien-, Tag-, Versehrten- und Übergangsgeld oder von 
Körperersatzstücken, orthopädischen Behelfen und anderen Hilfsmitteln aus der Unfallversicherung, 
ferner bei amtswegiger Feststellung der angeführten Leistungen der Unfallversicherung sowie über den 
Antrag auf Gewährung von Übergangsgeld oder medizinische Maßnahmen der Rehabilitation aus der 
Pensionsversicherung ist ein Bescheid zu erlassen, wenn 

 1. der Versicherungsträger von sich aus ohne Einwilligung des Erkrankten (Versehrten) 
Anstaltspflege oder Wiederaufnahme der Heilbehandlung verfügt oder wenn 

 2. die beantragte Leistung ganz oder teilweise abgelehnt wird und der Anspruchswerber 
ausdrücklich einen Bescheid verlangt. 

Über den Antrag auf Zuerkennung oder über die amtswegige Feststellung einer sonstigen Leistung aus 
der Unfallversicherung, ausgenommen eine Leistung nach § 173 Z 1 lit. c sowie die Feststellung, daß eine 
Gesundheitsstörung Folge eines Arbeitsunfalls beziehungsweise einer Berufskrankheit ist, auch wenn 
nach Eintritt einer Gesundheitsstörung eine Leistung aus der Unfallversicherung nicht anfällt, ferner über 
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den Antrag auf eine Leistung gemäß § 222 Abs. 1 und 2 aus der Pensionsversicherung, ausgenommen 
eine Leistung nach § 222 Abs. 1 Z 2 lit. a, sowie auf Feststellung von Versicherungs- und 
Schwerarbeitszeiten außerhalb des Leistungsfeststellungsverfahrens (§ 247) ist jedenfalls ein Bescheid zu 
erlassen. Über einen Antrag auf Leistung aus einem Versicherungsfall der geminderten Arbeitsfähigkeit 
ist, sofern die Wartezeit (§ 236) erfüllt ist, über das Vorliegen der Invalidität, Berufsunfähigkeit oder 
Dienstunfähigkeit im Bescheid gesondert zu entscheiden. 

(2) Abs. 1 ist entsprechend anzuwenden bei Entziehung, Versagung, Neufeststellung, Widerruf, 
Abfindung, Abfertigung oder Feststellung des Ruhens eines Leistungsanspruches, ferner bei 
Geltendmachung des Anspruches auf Rückersatz einer unrechtmäßig bezogenen Leistung, bei 
Aufrechnung auf eine Geldleistung oder Zurückhaltung der Ausgleichszulage. 

(3) Abweichend von den Bestimmungen der Abs. 1 und 2 sind Bescheide über die Auswirkung 

 a) von Renten- oder Pensionsanpassungen gemäß den Bestimmungen des Abschnittes VIa des 
Ersten Teiles, 

 b) von Vervielfachungen fester Beträge mit der jeweiligen Aufwertungszahl beziehungsweise mit 
dem jeweiligen Anpassungsfaktor 

nur zu erlassen, wenn der Berechtigte dies bis zum Ablauf des Kalenderjahres verlangt, für das die 
Anpassung (Vervielfachung) vorgenommen wurde. 

(4) Wird eine beantragte Leistung aus dem Versicherungsfall der geminderten Arbeitsfähigkeit 
abgelehnt, weil dauernde Invalidität (Berufsunfähigkeit) auf Grund des körperlichen oder geistigen 
Zustandes nicht anzunehmen ist, oder nach § 255a (§ 273a, § 280a) festgestellt, dass die Invalidität 
(Berufsunfähigkeit) voraussichtlich nicht dauerhaft vorliegt, so hat der Versicherungsträger von Amts 
wegen festzustellen, 

 1. ob Invalidität (Berufsunfähigkeit) im Sinne des § 255 Abs. 1 und 2 (§ 273 Abs. 1) oder im Sinne 
des § 255 Abs. 3 (§ 273 Abs. 2) vorliegt und wann sie eingetreten ist (§ 223 Abs. 1 Z 2 lit. a); 

 2. ob die Invalidität (Berufsunfähigkeit) voraussichtlich mindestens sechs Monate andauern wird; 

 3. ob berufliche Maßnahmen der Rehabilitation zweckmäßig (§ 303 Abs. 3) und zumutbar (§ 303 
Abs. 4) sind und für welches Berufsfeld die versicherte Person durch diese Maßnahmen 
qualifiziert werden kann. 
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